
ZGB 28

Voraussetzung für alle Klagen nach ZGB 28a I Ziff. 1 – 3 bildet ZGB 28, 
also eine widerrechtliche Persönlichkeitsverletzung. 

Als Persönlichkeitsrecht gilt jedes Recht, das unzertrennbar mit der 
Person verbunden ist. (Es werden drei Schutzbereiche unterschieden …) 

*********

Da es sich bei Persönlichkeitsrechten um absolut geschützte Rechte 
handelt, gilt jeder Eingriff vorweg als widerrechtlich. 

Ausnahmsweise kann er i.S.v. ZGB 28 II durch Einwilligung, 
überwiegendes Interesse oder Gesetz gerechtfertigt sein. 

(Klagen nach ZGB 28a sind unbefristet und somit so lange zulässig, als 
sich die Persönlichkeitsverletzung auswirkt. Sie sind höchstpersönlicher 
Natur i.S.v. ZGB 19 II, da sie die prozessuale Grundlage sämtlicher 
höchstpersönlicher Rechte bilden. 

Recht am eigenen Bild

Das Recht am eigenen Bild umfasst sowohl Beschaffung wie auch 
Veröffentlichung von unmittelbaren Personenbildern, auf denen die 
Person nicht nur als blosser Teil der Landschaft abgebildet ist. In casu …

Als absolut geschütztes Recht gilt jeder Eingriff bereits als Verletzung, es 
sei denn, er erfolge ausnahmsweise gerechtfertigt i.S.v. ZGB 28 II. 

• Da der X weder eine Person der Zeitgeschichte noch des öff. 
Interesses ist, bleibt der Eingriff widerrechtlich. 

Ehre

Das Persönlichkeitsrecht auf Ehre umfasst die Geltung als ehrbarer 
Mensch sowohl im gesellschaftlichen wie auch im beruflichen 
Bereich. 

Als absolut geschütztes Recht gilt jeder Eingriff bereits als Verletzung, es 
sei denn, er erfolge ausnahmsweise gerechtfertigt i.S.v. ZGB 28 II. 

• An der Verbreitung falscher Tatsachen besteht nie ein schützenswertes 
Interesse. 

• An der Verbreitung von Werturteilen (berücksichtige BV 16!) besteht 
nur dann ein schützenswertes Interesse, wenn die 
Persönlichkeitsverletzung nicht in unnötiger Weise beleidigend ist.

Achtung des Privatlebens

Das Privatleben gliedert sich in einen Geheim-, Privat- und einen 
Gemeinbereich. ZGB 28 schützt Tatsachen in den ersten beiden 
Bereichen. 

Name

Der Name verkörpert die Identität und Individualität einer Person und ist 
somit Bestandteil des Persönlichkeitsrechts. 

ZGB 28 ist lex generalis ggü ZGB 29, welcher seinerseits durch ZGB 30 
III i.B.a. die Namensänderung spezifiziert wird. Das BGer betont, dass 
eine strikte Abgrenzung v.a. zwischen ZGB 28 und 29 nicht nötig sei, 
weil subsidiär eine Berufung auf ZGB 28 sowieso zulässig. 

Unterlassungsklage

Die Unterlassungsklage nach ZGB 28a I Ziff. 1 setzt eine wahrscheinlich 
bevorstehende widerrechtliche Persönlichkeitsverletzung voraus, die 
mit einem genau umschriebenen Verbot i.S.v. StGB 292 wohl verhindert 
werden könnte. 

Beseitigungsklage

Die Beseitigungsklage nach ZGB 28a I Ziff. 2 setzt eine noch 
andauernde widerrechtliche Persönlichkeitsverletzung voraus, die 
mit verhältnismässigen Mitteln beseitigt werden könnte. 

Gemäss BGer genügt es, wenn der Verletzungszustand unmittelbar 
bevorsteht. 

Feststellungsklage

Für die Feststellung gemäss ZGB 28a I Ziff. 3 ist nötig, dass eine 
widerrechtliche Persönlichkeitsverletzung bereits eingetreten ist und 
nicht mehr andauert. Sie muss sich jedoch weiterhin störend 
auswirken.

Z.B.: Exemplare werden aufbewahrt, Leser erinnern sich und haben ein 
schlechtes Bild. 

ZGB 28a II

Berichtigung und / oder Urteilspublikation sind keine selbständigen 
Rechtsbehelfe, sondern erfolgen nur i.V.m. einer Klage nach Abs. 1. 

Durch das Gericht angeordnete Massnahmen gehen zu Lasten der 
beklagten Partei. 

Z.B.: Durch die Berichtigung, Peter sei kein Schläger, sowie die 
Veröffentlichung des darin ergangenen Urteils, würde das falsche 
Gedankenbild z.T. beseitigt werden können. 



Klage auf Gewinnherausgabe

ZGB 28a III i.V.m. OR 423

Sie ist nicht höchstpersönlicher Natur i.S.v. ZGB 19 II. 

Prüfe, ob die Zeitung durch den Artikel nachweisbare Gewinnsteigerung 
erzielt hat, die X herausfordern könnte. 

Genugtuungsklage

Die Genugtuungsklage nach OR 49 ist höchstpersönlicher Natur.

Sie kann kraft ZGB 28a III mit den Klagen von Abs. 1 verbunden werden. 

Ein Anspruch auf Genugtuung kann gefordert werden, wenn 

• die Voraussetzungen für eine Schadenshaftung bestehen (Verschulden bei OR 
41 oder andere haftungsbegründende Voraussetzungen bei ff. Art.); 

• die Schwere der Verletzung eine Genugtuung rechtfertigen; 

• und die immaterielle Unbill …

• … nicht anders wieder gutgemacht werden könnte. 

Da i.c. eine 
Körperverletzung 
vorliegt, ist mit OR 47 
(als lex specialis zu OR 
49) auf die Art und die 
Schwere der 
Auswirkungen
abzustellen.

Da i.c. eine Tötung vorliegt, ist mit OR 47 (als 
lex specialis zu OR 49) auf den Grad der 
Verwandtschaft und die Intensität der 
Beziehung abzustellen. Für eine restriktive 
Auslegung spricht: singularia (hier 
Reflexschäden) non sunt extenda [bei 
Geschwistern nur wenn im gemeinsamen 
Haushalt oder besonders enge Beziehung; 
bei Konkubinatspartner str. ]

Da i.c. die Persönlichkeitsverletzung anders als durch eine 
Körperverletzung bewirkt wird, ist OR 49 als lex generalis
massgebend. Entscheidend ist, ob eine objektive und subjektive 
Schwere dies rechtfertigt. [Gemäss neuerer Praxis erhalten 
Angehörige von „nur“ Verletzten einen selbständigen Anspruch 
(nach OR 47 wäre dies nur der Fall bei deren Tötung). 
Voraussetzung ist jedoch, dass sie in ihren Verhältnissen 
gleichschwer oder schwerer als der Verletzte selbst betroffen 
sind.]

Klage auf Schadenersatz

ZGB 28a III i.V.m. OR 41 I

Sie ist nicht höchstpersönlicher Natur i.S.v. ZGB 19 II. 

ZGB 29 II

ZGB 29 II stellt eine lex specialis zu ZGB 28a I Ziff. 1 dar. Voraussetzung 
dieser Unterlassungsklage ist eine Beeinträchtigung durch 
Namensanmassung. Eine Beeinträchtigung in rechtlich schützenswerten 
Interessen liegt vor, wenn eine nicht geringe Verwechslungsgefahr 
besteht. Werden die Grenzen dieser Unterlassungsklage eng aufgefasst, 
kann sich der Kläger immer noch auf den allg. Persönlichkeitsschutz 
nach ZGB 28a berufen. Für vorsorgliche Massnahmen gelten ZGB 28 c-f 
analog. 

ZGB 30 III

Die Klage nach ZGB 30 III setzt voraus, dass jemand (egal ob nat. oder 
jur. Person) durch eine behördlich vorgenommene Namensänderung 
i.S.v. ZGB 30 I verletzt wird und zielt darauf ab, diese Namensänderung 
rückgängig zu machen. 

Eine Verletzung wird durch die Praxis insbesondere dann angenommen, 
wenn der betreffende Name relativ selten oder ganz besonders 
angesehen ist und daher eine dem Träger missliebige Verbindung 
geschaffen werden könnte. 

Str., ob auch ZGB 30 II ausreicht. Argument dagegen: 160  hat auch keine Klagemöglichkeit!

Wohnsitz

Gemäss ZGB 23 befindet sich der Wohnsitz einer Person an deren Ort, 
wo sie sich mit der Absicht dauernden Verbleibens aufhält. 

• Aufenthalt bedeutet Benutzung von bewohnbaren Räumen. 

• Absicht wird normiert über die erkennbaren Umstände. 

Demnach ist jener Ort, der ein Mensch zur Mitte und zum Schwerpunkt 
seiner Lebensbeziehungen gemacht hat, sein Wohnsitz. 
(Schriftenhinterlegung blosses Indiz). 

Anfechtung eines Ausschlusses, wobei Grund in Statuten genannt. 

Verein in casu gegeben? 

Gemäss ZGB 75 kann jedes nicht zustimmende Mitglied letztinstanzliche, gesetzes-
oder statutenwidrige Vereinsbeschlüsse binnen Monatsfrist gerichtlich anfechten. 

…

Ein Ausschluss muss ZGB 72 genügen. 

Vorerst fragt sich, ob die Statuten eine Ausschliessung ohne Grundangabe – a 
forteriori muss auch eine sehr allgemeine Grundangabe ausreichen – i.S.v. ZGB 72 I 
enthalten. 

… Somit liegt ein Fall nach ZGB 72 I vor. 

Gemäss ZGB 72 II ist in diesen Fällen eine Anfechtung der Ausschliessung wegen 
ihres Grundes nicht statthaft. Davon unberührt bleibt die Anfechtung eines 
Vereinsbeschlusses wegen Verfahrensmängeln* oder bei Rechtsmissbrauch (ZGB 2 
II). Schliesslich wendet die Praxis ZGB 72 II nur auf Geselligkeitsvereine an, nicht 
aber auf Berufsverbände, die für das wirtschaftliche Fortkommen der Mitglieder von 
zentraler Bedeutung sind. Hier ist ein Ausschluss immer nur beim Vorliegen wichtiger 
Grund und nur bei Fehler einer Persönlichkeitsverletzung zulässig. 

* Zu prüfen sind primär Verfahrensmängel wie Beschlussfassung durch ein unzuständiges Organ, keine Anhörung des 
Betroffenen, ungenügende Ankündigung. 

Zweckänderung einer Stiftung

Eine Zweckänderung nach ZGB 96 I setzt voraus:

- eine objektive Änderung der Verhältnisse (i.c. gegeben, weil heute 
keine Waisenkinder mehr vorhanden)

- sowie eine subjektive Entfremdung vom ursprünglichen Stifterwillen. 
Der Stifter würde heute sein Vermögen sicherlich nicht ungenutzt stiften 
wollen. 

Darstellung in periodisch erscheinenden Medien

Tatsachenbehauptung (inkl. gemischtes Werturteil). [beim reinen WU kommt der allg. Persönlichkeitsschutz zum Tragen]

In dubio pro Gegendarstellung, damit das Gegendarstellungsrecht durch geschickte nicht Formulierung vereitelt werden kann. 
Klares Werturteil wäre: „Er hat miserabel gespielt.“ / gemischtes Werturteil: „er hat sein Studium mit mässigem Erfolg 
abgeschlossen“. Kann bei voller Kenntnis des SV darüber gestritten werden, ob die Aussage richtig oder falsch sei, liegt eine 
Meinungsäusserung vor. Entscheidend ist der Inhalt der Äusserung, wie er im Gesamtzusammenhang vom angesprochenen 
Leserkreis versanden wird. 

Keine Voraussetzung ist eine Persönlichkeitsverletzung, Widerrechtlichkeit oder gar Verschulden! Eben keine Vorverlegung 
des Prozesses erwünscht, sondern rasches Handeln! 
Unmittelbar betroffen ist eine Person, wenn die Veröffentlichung sie ausdrücklich nennt oder sich die Person zumindest aus dem 
Kontext eindeutig ergibt. Es genügt, wenn die Person durch die Tatsachenbehauptung beim Durchschnittsadressaten in 
einem ungünstigen Licht erscheint, so dass ihr berufliches oder soziales Ansehen herabgesetzt wird . 

Unmittelbare Betroffenheit in der Persönlichkeit

weder Verletzung der Persönlichkeit noch Widerrechtlichkeit sind verlangt! (eben keine Vorverlegung des Prozesses erwünscht, 
sondern rasches Handeln!)

Ausnahmsweise aber ausreichend, wenn eine Person nicht mit bestimmten, an sich nicht negative Tatsachen in Verbindung 
gebracht werden will (z.B. Parteizugehörigkeit). 

ZGB 28 g

Merkmal eines periodisch erscheinenden Mediums sind Schnelligkeit und ein grosser, unkontrollierbarer Adressatenkreis 
(genuine Funktion, Grenze wohl bei 50 – 100 Personen). Das Medium muss sich an die Allgemeinheit richten (somit ist ein 
Pressespiegel, der nur einem bestimmten Personenkreis ausgehändigt wird, nicht gegenstandsfähig). Strittig, ob Werbemedien 
wie namentlich Plakate gegendarstellungsfähig sind. 

Da in casu auch kein Ausschluss nach ZGB 28g II und 28h II vorliegt (zu prüfen!) und die Klägerin rechtsfähig ist, besteht 
innerhalb der formellen bzw. inhaltlichen (ZGB 28h) und zeitlichen Schranken (ZGB 28i) ein Gegendarstellungsanspruch, der 
nach ZGB 28k zu veröffentlichen ist. 


